
KOMM Netzkommunikation

Mobilfunk

Informationstechnologie

http://tk-it.verdi.de KOMM: Heft 6/7 2009

Inhalt

News
ver.di Tarifkommission formuliert

Tarifforderungen, Infos in Kürze,

Termine Seite 2

Kommentar
Sensibilität gestiegen Seite 3

Morgen, übermorgen
Datenschutz ist Menschenwürde

Seite 3

Datenaffäre Telekom
Zwischenbilanz Seite 4

Interview mit Prof. Dr. Herta

Däubler-Gmelin Seite 5

Blick in die Branche
Media Broadcast Seite 6

Arvato Services Seite 7

Kabel Deutschland Seite 7

EDS: Streik Seite 8

EDS-Kolleginnen und Kollegen bei der

gemeinsamen Kundgebung mit den Be-

schäftigten der Sozial- und Erziehungs-

berufe und des Handels in Stuttgart.

Bericht auf Seite 8

Der Schutz der Persönlichkeitsrechte ist bereits

im Grundgesetz verankert, auch im Betriebsver-

fassungsgesetz und Bundesdatenschutzgesetz

finden sich Bestimmungen. Doch nicht alles ist

lückenlos normiert, so ist z.B. der Einsatz von

Videoüberwachung nur durch Rechtsprechung

– widersprüchlich – geregelt, die fortschreiten-

den technischen Überwachungsmöglichkeiten

sind rechtliche Grauzonen. Ziel eines Arbeitneh-

merdatenschutzgesetzes muss es daher sein, für

Arbeitgeber und Beschäftigte klare und ver-

ständliche Regelungen zu schaffen.

ver.di fordert gemeinsam mit dem DGB:

• ein ausdrückliches Verbot der gezielten

Beobachtung und Überwachung von Be-

schäftigten am Arbeitsplatz;

• die Einschränkung des Fragerechts des

Arbeitgebers bei der Einstellung und der

Möglichkeit der Anordnung von ärztlichen

Untersuchungen auf Anlässe, die für die

konkrete Tätigkeit von entscheidender

Bedeutung ist;

• den gesonderten Schutz der Kundendaten,

wenn Kunden gleichzeitig Beschäftigte ih-

res Arbeitgebers sind;

• die Verbesserung der Rechtsposition des

betrieblichen Datenschutzbeauftragten;

• die Stärkung der Mitbestimmungsrechte

der Betriebsräte beim Datenschutz;

• die Einführung eines Verbandsklagerechts;

• die Verankerung angemessener und ab-

schreckender Sanktionen;

• den Schutz der persönlichen Daten vor un-

befugtem Zugriff bei Verfahren wie der

elektronischen Gesundheitskarte und

ELENA;

• die Anpassung des Bundesdatenschutzge-

setzes an die heutigen technischen Gege-

benheiten des Internets.

Betriebsräte sollten ihre Mitbestimmungs-

rechte wahrnehmen, Regelungen abschlie-

ßen und Beschäftigte für Datenschutzfra-

gen sensibilisieren.

Cornelia Brandt

Datenschutz
gesetzlich verankern

Im Arbeitsleben werden umfangreiche Daten gespeichert, von der Bewerbung über die
Erfassung von Krankheitszeiten bis zur täglichen Arbeitszeit. Die jüngsten Datenschutz-
skandale haben die Schwachstellen im Datenschutz aufgezeigt. Gewerkschaften fordern
daher seit langem ein Arbeitnehmerdatenschutzgesetz, das die Persönlichkeitsrechte der
Beschäftigten sichert und den Kontrollmöglichkeiten des Arbeitgebers enge Grenzen setzt.

Links:
Die Onlinerechte-Kampagne, von ver.di 2002 initiiert, bietet eine Plattform mit aktuellen Infor-
mationen, Checklisten, Beispiele von Betriebsvereinbarungen aber auch Präsenzseminare für
betriebliche Interessenvertretungen zum Thema Überwachung im Betrieb an: www.online-
rechte-fuer-beschaeftigte.de

Die Seite des Bundesdatenschutzbeauftragten bietet Informationen, eine Rechtsprechungs-
übersicht, Anschriften und Links rund um das Thema Datenschutz: www.bfdi.bund.de

Beratung, Weiterbildung und Information zum Thema Datenschutz und anderen Fragen rund
um Arbeitsorganisation, Technik und Gesundheit bietet der Zusammenschluss gewerkschafts-
naher Beratungseinrichtungen: www.tbs-netz.de
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IBM will bei der Gehaltsent-

wicklung 2009 eine „Nullrunde“

fahren. Die ver.di Tarifkommis-

sion bei IBM hat sich davon

nicht beeindrucken lassen und

ein angemessenes Forderungs-

paket geschnürt.

Nach einem Rekordergebnis im Jahr 2008

und einer stabilen Geschäftsentwicklung

im ersten Quartal müssen die IBMerinnen

und IBMer am Ergebnis beteiligt werden.

Weder die Durchsetzung einer angemesse-

nen Gehaltserhöhung noch das Erreichen

der anderen Forderungsbestandteile wird

ein leichter Weg sein. Nun kommt es auf

die Geschlossenheit der IBM-Beschäftigten

an.

Erstmals in dieser Tarifrunde haben ver.di

und IG Metall die Forderungen vor der Be-

schlussfassung der ver.di-Tarifkommission

diskutiert. Das Diskussionsergebnis wurde

in die Forderungsfindung integriert.

ver.di und IG Metall beraten zurzeit auch

darüber, die rechtliche Absicherung für die

Mitglieder der IG Metall in einem Ge-

schäftsbesorgungsvertrag zu regeln.

ver.di fordert neben einer Lohnerhöhung

für alle IBM-Beschäftigten ab dem 1. Juni

2009 eine Verlängerung und Verbesserung

der Regelung zur pauschalen Mehrarbeit,

eine Vergütungserhöhung für alle BA-Stu-

dierenden um 75 Euro und Beibehaltung

der Anzahl der Studienplätze für 2010. Fer-

ner soll die Laufzeit der Altersteilzeit für die

Jahrgänge 53/54/55 verlängert werden, es

soll eine adäquate Nachfolgeregelung ge-

ben und die zugesicherte Sonderzahlung

soll auf 1750 Euro angehoben werden.

Rolf Schmidt, Bert Stach
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Bremen: Sen. OV FB 9/10: Treff jed. 1.
Die. im Mon., 16 Uhr, DGB-Haus, Bhf-Platz.
Eschwege: BeG Sen. P/T Werra-Meiß-
ner lädt zur Betriebsbes. der Zigarrenfabrik
Treffurt am 27. Aug., 11 Uhr, ein. Anmel-
dung bei Böning Tel. 05542/8938.
Heidelberg: BeG.Sen., FB 9, jed.
2. Mittw. im Monat, 15 Uhr, Gaststätte
„Löwenkeller“, Rohrbacher Str. 92.
Idar-Oberstein: Sprechst. der BeG
Sen. FB 9/10 jed. 1. Mo. im Mon., 14 bis
16 Uhr, DGB-Haus, Wilhelmstr. 25. An-
meld. Alfred Weis, Tel. 06785-17 444.
Lübeck: BeG der DT TS/KS GmbH Nord,
FB 9, Bereich Lübeck. Treff jed. 1. Mi. im
Mon., 16:30 Uhr, Fackenburger Allee 31,
Raum V153.

Neuss: BeG Sen. FB 9/10, Sprechstunde
für Sen. in der ver.di-Geschäftsstelle, Ham-
mer Landstr. 5, am Mo. 3. Aug. und Mo. 7.
Sept., 10 bis 12 Uhr. Gesprächsr. für Mitgl.
aus Meerbusch, Kaarst, Korschenbroich am
Die. 18. Aug.,15 Uhr, Haus NOAH Neuss,
Berghäuschensweg 28a.
Nürnberg: BeG Sen. Nürnberg/Schwa-
bach/Roth/Lauf, FB 1,9,10, Vers. jew. 1. Do.
im Mon. (außer Aug.), 14.30 Uhr, Gast-
stätte „Genossenschaftssaalbau“, Mat-
thäus-Hermann-Platz 2. Am 30. Juli: Anna-
fest in Forchheim, Treffp. Hbf. Mittelhalle,
13.30 Uhr. Am 7. Aug. Besuch der Fest-
spiele Luisenburg.
Ortenau: BeG Sen. P/T: Sprechst. jeden
Mittw., 11-12 Uhr, ver.di-Geschäftsst., Of-
fenburg, Okenstr. 1c, auch tel.: 07 81/91
71 14.

Ulm Neu-Ulm: BeG PT, 6. Aug., 14.30
Uhr, Monatstreff, „Krone“, Ulm-Söflingen.
17. Sept. Fahrt ins Blaue.
Weiden (Oberpfalz): BeG Sen. FB
9/10, Monatstreff immer am 1. Mittw., 14
Uhr, Gaststätte Bräustüberl, am 5. Aug.
Seniorenbeauftragter der Stadt Weiden zu
Gast.
Werra-Meißner: BeG Sen. P/T: 27.
Aug., Betriebsbesichtigung Zigarrenfabrik
Treffurt, Anmeld. Böning, Tel. 05542/8938.
Wolfenbüttel: Sen. OV, FB 9/10,
Sprechst. jed. Mittw. 9.30 bis 12 Uhr,
ver.di-Büro, 1. Etage, Rosenwall I. ver.di-
Lohnsteuer-Service unter Tel. 05331/
882680.

Redaktionsschluss
nächstes Heft: 24. August 2009

Infos in Kürze

Deutsche Funkturm GmbH:

Die Tarifverhandlungen sind abgeschlossen. Der Entgelttarifvertrag läuft bis 30. Juni
2010. Er bringt den Beschäftigten 3,7 Prozent lineare Entgelterhöhung ab 1. Januar
2009 und eine Einmalzahlung von 650 Euro (552,50 Euro für beurlaubte Beamte)
für den Zeitraum 1. Aug. bis 3. Dez. 2008). Weitere Informationen unter:
https://tk-it.verdi.de

Gehaltsindex für die IT-Branche:

Die ver.di-Fachgruppe IT/DV und die Initiative ICH BIN MEHR WERT haben den Ge-
haltsindex 2009/2010 für die IT-Branche vorgelegt. Er basiert auf einer Untersu-
chung, die sich auf zwei größere und zehn kleinere Unternehmen der IT-Branche mit
insgesamt ca. 70.000 Beschäftigten bezieht. Weitere Informationen und Gehaltsin-
dex unter: https://tk-it.verdi.de

Abbaupläne bei Atos Origin:

Erst Anfang des Jahres konnte Atos Origin mit einer guten Geschäftsentwicklung
brillieren: Nach der Zählung eines renommierten Beratungshauses machte das Un-
ternehmen mit Stammsitz in Paris, Frankreich, einen Sprung im Ranking AtosOrigin
und konnte sich mit der zweithöchsten Anzahl an Outsoucing-Deals positionieren.
Im Frühsommer 2009 kam dann die Wende. Nach aktuellen Planungen sollen zehn
Prozent der Beschäftigten abgebaut werden. Betriebsräte und ver.di starten jetzt
eine gemeinsame Initiative, um so viele Jobs wie möglich zu retten!

Termine

IBM

ver.di Tarifkommission formuliert Tarifforderungen
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Sensibilität gestiegen
Den Schutz persönlicher Daten zu verbessern, das galt zwar viele

Jahre als sinnvoll, wurde aber dennoch eher nachgeordnet be-

handelt. Wer mehr Datenschutz forderte, wurde oft belächelt

oder verunglimpft, gern mit dem blödsinnigen Slogan „Daten-

schutz ist Täterschutz“. Durch die Skandale um die Bespitzelung

von Mitarbeitern in großen deutschen Unternehmen ist das öf-

fentliche und betriebliche Interesse an Fragen der Persönlich-

keitsrechte enorm gestiegen. Die Deutsche Telekom hat aus ihrer

Datenaffäre gelernt und ist anderen Unternehmen nun in einem

Punkt voraus: Bei ihr wurden bereits praktische Konsequenzen

gezogen. Eine Erkenntnis kann aus allen Skandalen gezogen

werden: Nicht vorhandener Datenschutz schützt Täter beim

Missbrauch wirtschaftlicher Macht!

Lothar Schröder

Datenschutz
ist Menschwürde
Es braucht seine Zeit, aber diese positive Zukunftsvision kann

Wirklichkeit werden: Unternehmen, Behörden und Verbraucher

gehen mit persönlichen Daten verantwortungsbewusst um!

Die Menschen begreifen, dass Datenschutz nicht nur ein im

Grundgesetz verbrieftes Recht ist, sondern achten die Würde

des Menschen im Alltag, indem sie entsprechend vertrauensvoll

mit persönlichen Daten umgehen.

Wer in Unternehmen oder in einer Behörde persönliche Daten

von Menschen verwaltet, ist sich seiner Verantwortung bewusst

und geht entsprechend sensibel mit den persönlichen Informa-

tionen um.

Wer persönliche Daten im Internet preisgibt, muss ebenfalls keine

Angst haben, dass seine Privatsphäre gestört wird, denn alle ande-

ren gehen mit diesen Daten ebenfalls respektvoll um.

Der Mensch ist ein Puzzle aus vielen persönlichen Eigenschaften,

Schwächen, Vorlieben, Freundschaften, Geschäftsbeziehungen,

Krankheiten usw. Das wird respektiert und von der Gesellschaft

geschützt, gelebte Menschenwürde wird so zum Selbstverständnis.

Jahre nach den großen Daten- und Bespitzelungsskandalen in

Deutschland wird Datenmissbrauch nicht nur gesellschaftlich

geächtet, auch die Strafen sind härter geworden.

Christoph Heil

Anzeige

Anzeige

Anzeige



Vor etwa einem Jahr erschütterte
die Bespitzelungsaffäre die Deut-
sche Telekom und die Zusam-
menarbeit des Unternehmens
mit Arbeitnehmervertretern. Der
Argwohn der Öffentlichkeit ge-
genüber dem Schutz der Daten
in der Deutschen Telekom AG
wuchs mit weiteren bekannt ge-
wordenen Ereignissen, bei denen
Persönlichkeitsrechte von Kun-
den oder Mitarbeitern verletzt
wurden. Zuletzt berichteten die
Medien über unzulässige Daten-
erhebungen von Mitarbeitern
mittels Detekteien, die das Un-
ternehmen veranlasst hat. Die
Rede war auch vom Austausch
sensibler persönlicher Daten mit
anderen Großkonzernen.

Eine sensibilisierte Öffentlichkeit

stellt sich die Frage: Haben die denn

nichts dazugelernt?

Doch, reichlich. Es hat sich im ver-

gangenen Jahr bei der Deutschen

Telekom viel getan in Sachen Daten-

schutz. Nach einem Jahr Aufarbei-

tung der Ereignisse um die Bespitze-

lungsaffäre ist offensichtlich, dass

man es in der Konzernsicherheit

über Jahre hinweg mit den Persön-

lichkeitsrechten nicht so genau ge-

nommen hat. Die Nachbeben von

teilweise monströsen Rechtsverstö-

ßen sind es, die die Presselandschaft

noch heute erreichen. Deswegen

wurde die Konzernsicherheit auch

umgebaut und das Unternehmen

geht ohne Rücksichtnahme auf

Hierarchieebenen den Verantwort-

lichkeiten nach. Ein neues Vorstands-

mitglied wurde berufen, eigens da-

für, die Rechtmäßigkeit des Han-

delns des Unternehmens und den

Datenschutz zu gewährleisten. Ein

Datenschutzbericht wurde der Öf-

fentlichkeit vorgestellt und neben

der Entschuldigung bei den betroffe-

nen Arbeitnehmervertretern des

Aufsichtsrates hat auch die Telekom

selbst Anzeige gegen Unbekannt bei

der Staatsanwaltschaft eingereicht.

Heute wacht ein unabhängiger kriti-

scher Datenschutzbeirat über sensi-

ble Geschäftsprozesse, im Rahmen

derer Persönlichkeitsrechte verletzt

werden könnten. Das Unternehmen

stellt sich kritischem Rat und ist sen-

sibler geworden. Die Empfehlungen

einer externen Untersuchungsfirma

zur Verbesserung der Datenschutz-

bedingungen wurden umgesetzt

und der Prüfungsausschuss des Auf-

sichtsrates nimmt sich des Themas

Persönlichkeitsrechte an – zu Recht.

Schließlich ist es die zugleich we-

sentlichste, aber verletzlichste Ge-

schäftsgrundlage des Unterneh-

mens, vertrauliche Kommunikation

und den Schutz der Persönlichkeits-

rechte zu gewährleisten. Die Ge-

richte beschäftigt der Bespitzelungs-

skandal aber bis heute nicht, weil

die Staatsanwaltschaft noch keine

Anklage erhoben hat. Untätig war

sie indes nicht.

Fast ein Jahr lang hat die Staatsan-

waltschaft Bonn Lastwagenladungen

voller beschlagnahmter Akten und

Datenträger ausgewertet und steht

nun vor der Aufgabe, die Klagen für

das gerichtliche Verfahren vorzube-

reiten. Den Beschuldigten wurde zu-

erst Akteneinsicht gegeben. Arbeit-

nehmervertreter, Betriebsräte und

betroffene Journalisten warten bis

heute auf diese Akteneinsicht –

ebenso wie die Telekom. Irgendje-

mand hat offensichtlich Ermittlungs-

akten, die den meisten Prozessbetei-

ligten noch verschlossen sind, an die

Medien weitergereicht. Die Presse

berichtete aus den Akten über er-

schütternde Details und darüber wie

dummdreist in der Vergangenheit

mit den Persönlichkeitsrechten um-

gegangen wurde. Viele Fragen stel-

len sich. Neu entstandene Vorwürfe

können aber nicht aufgearbeitet

werden, solange nicht alle Prozessbe-

teiligten Zugang zu den Ermittlungs-

akten haben. Erst danach könnten

letztlich Verantwortliche festgestellt,

die schon eingereichten Anzeigen er-

gänzt und weitere Betroffene infor-

miert und überprüft werden, ob die

bisherigen Maßnahmen zur Verbes-

serung des Datenschutzes im Unter-

nehmen ausreichen.

Die Unsicherheit und eine manchmal

von der Lust am Skandal getriebene

öffentliche Berichterstattung werden

anhalten. Umso mehr gibt es Bedarf

aufs Neue zu betonen: In der Deut-

schen Telekom AG machen zehntau-

sende von Menschen einen guten

Job dabei, die Daten von Kunden

und Mitarbeitern zu sichern. Sie ver-

dienen nicht die Häme und spitzen

Bemerkungen, denen sie allzu oft

ausgesetzt sind. Sie haben bereits

mit ihrem Berufsstart den Wert des

Fernmeldegeheimnisses und die Be-

deutung des Schutzes von Daten

eingetrichtert bekommen und sie

halten sich bis heute daran.

Lothar Schröder
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4

Zwischenbilanz zur Datenaffäre

Häme gegen
Mitarbeiter
trifft die Falschen
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In der Bespitzelungsaffäre der
Deutschen Telekom AG wurde
die Justizministerin a.D. Prof. Dr.
Herta Däubler-Gmelin vom Auf-
sichtsrat der Deutschen Telekom
AG in Zusammenarbeit mit den
Rechtsanwälten Baum, Reiter &
Collegen zur Aufklärung des
Sachverhalts beauftragt. Komm
führte ein Interview mit der Bun-
destagsabgeordneten.

Komm: Die Telekom ist mit ihrer

Bespitzelungsaffäre nicht alleine,

auch die Bahn und die Deutsche

Bank sind in der Kritik. Was ist vom

Datenschutz bei der Telekom, aber

auch vom Datenschutz bei anderen

Unternehmen zu halten?

Däubler-Gmelin: Das war

schon ziemlich schrecklich, was wir

da vorgefunden haben. Verfassung,

Datenschutz Strafrecht, Persönlich-

keitsrechte, Mitbestimmung – das

alles wurde entweder gebrochen

oder missachtet.

Ich bin sehr froh, dass auf Veranlas-

sung der Arbeitnehmer im Aufsichts-

rat und der Betriebsräte bis heute

schon eine Menge an Verbesserun-

gen auf den Weg gebracht wurde.

Da muss noch mehr folgen.

Komm: Reichen die vorhandenen

Gesetze nicht aus oder fehlt es an

Kontrollen und Sensibilität?

Däubler-Gmelin: Alles fehlt,

der Respekt vor den Rechten der

Arbeitnehmer ebenso wie die ernst-

hafte Kontrolle der Einhaltung vor-

handener Betriebsvereinbarungen.

Und dass es jetzt vor den Wahlen

kein Arbeitnehmerdatenschutzge-

setz mehr geben soll, das ärgert

mich besonders. Schließlich liegen

aus den Gewerkschaften, aus der

Wissenschaft und von den Daten-

schutzbeauftragten genügend For-

derungen, formulierte Vorschläge

und Empfehlungen vor. Und die

Skandale zeigen, wie nötig es ist.

Komm: Welche weiteren juristi-

schen Konsequenzen wird die Affäre

für die Telekom haben?

Däubler-Gmelin: Das lässt

sich beim jetzigen Stand der Ermitt-

lungen noch nicht vollständig abse-

hen. Ich halte es für wichtig, dass

der Umgang mit Daten, gerade auch

mit denen der Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter erheblich verbessert

wird. Dazu hat die Arbeitnehmer-

seite im Aufsichtsrat schon heute

Wichtiges erreicht. Das sollte weiter-

gehen und – sozusagen als Modell –

auch für andere große Unternehmen

dienen, über deren skandalösen Um-

gang mit den Rechten der Arbeit-

nehmer wir heute aus den Medien

erfahren.

Bei der Telekom müssen wir dann,

wenn alles klar ist, auch darüber

reden, wie die Verletzungen gut-

gemacht und ggf. ausgeglichen wer-

den können.

Komm: Kann ein besseres Arbeit-

nehmerdatenschutzrecht dabei hel-

fen, künftig solche Datenaffären zu

vermeiden?

Däubler-Gmelin: Selbstver-

ständlich. Allerdings muss dann das

Recht auch befolgt werden. Ich halte

das Verbot der Bespitzelung der Ar-

beitnehmer am Arbeitsplatz und im

Privatleben für extrem wichtig.

Wenn Kontrollen nötig sind, müssen

sie an klare Voraussetzungen und an

Verfahren gebunden sein, die durch

Betriebsvereinbarungen die Betroffe-

nen und ihre Vertreter, aber auch die

Datenschutzbeauftragten wirksam

und schützend einbeziehen. Außer-

dem brauchen wir in der heutigen

Zeit für die Kombination aus IT, Da-

tensicherheit und Datenschutz intelli-

gente und vernünftige Lösungen, bei

denen die Persönlichkeitsrechte der

Arbeitnehmer nicht auf der Strecke

bleiben. Wir wollen weder Gläserne

Belegschaften, noch durch Kon-

trollwahn eingeschüchterte Mitar-

beiter.

Komm: Die Bespitzelungsaffäre hat

dem Ansehen der Telekom in der Öf-

fentlichkeit geschadet. Wie nehmen

Sie das Unternehmen wahr, hat man

Konsequenzen gezogen?

Däubler-Gmelin: Ich habe

den Eindruck, dass auch in der Un-

ternehmensleitung viel Verantwor-

tungsbewusstsein sichtbar wird. Das

erkenne ich gerne an. Aber noch ist

längst nicht alles vorbei.

Interview

mit Prof. Dr. Herta Däubler-Gmelin

Bespitzelungsaffäre
bei der Telekom
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Am 14. Januar 2008 wurde die
T-Systems Tochter MEDIA BROAD-
CAST GmbH an die französische
TDF (Telediffusion de France) ver-
kauft. Die Belange der Beschäftig-
ten konnten durch enges Zusam-
menwirken von Arbeitnehmer-
vertretern in den Aufsichtsräten
und Betriebsräten gemeinsam mit
ver.di gesichert werden.

ver.di schloss ein LOI-Vereinbarung

(Letter of Intend) mit dem neuen Ei-

gentümer TDF, in dem sich die TDF

verpflichtete, die Interessen der

deutschen Beschäftigten zu wahren.

Die MEDIA BROADCAST GmbH

wurde eigene Tarifvertragspartei und

hat im April 2008 die ersten Tarifver-

träge mit ver.di abgeschlossen, den

Tarifvertrag „Zukunft und soziale Zu-

sammenarbeit“ und den Tarifvertrag

„Entgelt“ – beide mit einer Laufzeit

bis 31. März 2010. Wichtigstes Ele-

ment ist darin der Verzicht auf be-

triebsbedingte Entlassungen.

„Es war schon ein eigenartiges Ge-

fühl in die unbekannte MEDIA

BROADCAST GmbH zu wechseln.

Eine neue eigene Zentrale wurde in

Bonn bezogen. Die Fahrzeuge und

Gebäude wurden neu beschriftet;

neue Arbeitskleidung wurde be-

stellt“, erinnert sich Betriebsratsvor-

sitzender Robert Killer. Plötzlich sei

das Unternehmen vom DAX-Kon-

zern zum Mittelständler geworden.

Das erste Jahr war geprägt von per-

manentem Controlling. Ein Ergebnis

von 98,6 Millionen Euro war höchs-

tes Ziel, das dank des hohen Enga-

gements der Beschäftigten und ei-

nes rigiden Sparkurses erreicht

wurde. Damit erfüllten sich die Er-

wartungen der neuen Eigentümer

und der dahinter stehenden Investo-

ren, angeführt von Texas Pacific

Group.

Allerdings sei das prognostizierte

Wachstum auf der Umsatzseite nicht

zuletzt wegen der Finanzkrise und

des bis heute nicht erfolgten Aus-

baus von DVB-H (Mobile TV) nicht

erreicht.

Der technologische Wandel von ana-

log auf digital und der immense Er-

gebnisdruck werden aus Sicht des

neuen Arbeitgebers zu weiterem

Personalabbau führen. Bis März

2011 wird das Unternehmen 150

Mitarbeiter abbauen; heute zählt

Media Broadcast noch knapp 1.100

Mitarbeiter. „Unsere Mannschaft

kämpft tagtäglich um neue Auf-

träge“, fasst Killer den Druck zusam-

men. Die Ausrichtung der Fußball-

weltmeisterschaft 2010 in Südafrika

konnte gewonnen werden. Freude

mache ein Großauftrag aus Ghana.

Hier sollen 40 neue digitale TV-Sen-

der aufgebaut werden. „Gott sei

Dank sind uns unsere Kunden bis

heute treu geblieben.“ Aber auch

von deren Seite sei ein enormer

Preisdruck zu spüren.“

Der breitbandige Ausbau in

Deutschland geht zu Lasten der

Rundfunkanstalten und der MEDIA

BROADCAST, denn er hemmt die

technologische Weiterentwicklung

des hochauflösenden Fernsehens

(HDTV). „Ein weiterer Verlust von

Frequenzen wäre für uns existenzbe-

drohend“, beurteilt Killer die Lage.

Die Arbeit des Betriebsrats habe sich

massiv verändert. Viele Dinge die

bisher ein Gesamtbetriebsrat oder

ein Konzernbetriebsrat regelten,

müsse man nun alleine gestalten.

Sämtliche Gesamt- und Konzernbe-

triebsvereinbarungen müssen für die

MEDIA BROADCAST angepasst wer-

den. Die wichtigsten Schritte seien

die strategische Personalplanung und

Personalentwicklung der nächsten

Jahre. Das Durchschnittsalter von fast

50 Jahren sei auf Dauer zu hoch.

„Wir müssen uns mit jungen Leuten

stärken“.

Den geplanten Personalabbau sozial-

verträglich und gerecht zu begleiten,

sei die größte Herausforderung. Me-

dia Broadcast benötigt dazu ein Pa-

ket aus drei Elementen: Tarifvertrag

Ratio MEDIA BROADCAST, Verlänge-

rung des Tarifvertrags Zukunft und

soziale Zusammenarbeit, mit dem

Verzicht betriebsbedingter Entlas-

sungen über März 2010 hinaus so-

wie einen Interessenausgleich/Sozial-

plan wie und wann die geplanten

Maßnahmen umgesetzt werden.

Die Mitarbeiter haben die bisherigen

Verhandlungen zu Tarifverträgen und

Interessenausgleich in über 20 Aktio-

nen unterstützt.

Media Broadcast

Erwartungen erfüllt

Betriebsratsvor-

sitzender Robert

Killer: „Arbeit-

nehmerinteres-

sen können nur

gemeinsam wir-

kungsvoll vertre-

ten werden. Das

heißt im Zusam-

menwirken einer

hoch organisier-

ten Belegschaft

mit den Betriebs-

räten, Arbeitneh-

mervertretern in

Aufsichtsräten,

ver.di und den

Vertrauensleuten.

Fotos: privat
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Bertelsmann/arvato setzt brutal
wesentliche Verschlechterungen
der Arbeits- und Einkommensbe-
dingungen durch und schließt
zum Jahresende die Standorte
Potsdam und Freiburg.

Den Kolleginnen und Kollegen der

2007/2008 von der Telekom an Ber-

telsmann verkauften VCS-Standorte

soll neben einer erheblichen Entgelt-

kürzung die Wochenarbeitszeit auf

40 Stunden erhöht, der Erholungsur-

laub um vier Tage gekürzt und die

Zuschläge sollen reduziert werden.

Darüber hinaus wird durch betrieb-

liche Vereinbarungen die Arbeits-

dichte wesentlich erhöht.

Dies sind Verschlechterungen, die

ein Arbeitsgericht als sozial unge-

rechtfertigt einschätzen würde.

Doch Bertelsmann/arvato umgeht

die gerichtliche Beurteilung der un-

sozialen Strategie, indem die Be-

schäftigten in neue Arbeitsverträge

gedrängt werden. Gleichzeitig er-

höht das Unternehmen den Druck

auf Beschäftigte und Betriebsräte,

indem es die Schließung der Stand-

orte androht. Viele Beschäftigte un-

terschreiben die neuen Arbeitsver-

träge aus Angst ihren Arbeitsplatz

ganz zu verlieren.

Von der Telekom verkauft und von

Bertelsmann genötigt, so beschrei-

ben Beschäftigte kurz und knapp

ihre Lage in Potsdam und Freiburg.

Die beiden Standorte sollen zum

Jahresende 2009 geschlossen wer-

den. Trotz „Starthilfen“ und Auf-

tragsgarantie durch die Telekom, die

eigentlich die Arbeitsplätze für die

nächsten fünf Jahre sicher machen

sollten.

Sollte Bertelsmann/arvato an dieser

Entscheidung festhalten, so sieht

ver.di auch die Telekom in der

Pflicht. Vor dem Verkauf war von

einer „erweiterten sozialen Verant-

wortung“ der Telekom die Rede.

Diese hat ver.di jetzt bei Arbeitsdi-

rektor Sattelberger eingefordert.

Inzwischen sind auch die Beschäftig-

ten in den Telekom-Betrieben auf

das Thema aufmerksam geworden,

so haben sich auf einer Betriebsver-

sammlung der DTKS in Berlin viele

durch ihre Unterschrift mit den Kolle-

gen von arvato solidarisch erklärt.

Joachim Pütz

arvato services

Das miese System Bertelsmann

Kabel Deutschland hat den Kun-
denservice ausgeschrieben. Der
Verkauf sei nicht ausgeschlossen,
aber angeblich sei noch alles of-
fen.1400 Beschäftigte bangen
um ihre Arbeitsplätze.

Kabel Deutschland setzt die Beschäf-

tigten, Betriebsräte und den KBR mit

der Androhung des Komplettverkaufs

des Call-Center-Bereichs unter Druck.

Ein Verbleib im Unternehmen werde

als eine interne Lösung zur Sanierung

zumindest vorübergehend favorisiert.

Wenn betriebliche und tarifliche Re-

gelungen verschlechtert werden,

dann wolle man auch den Beschäf-

tigten nicht kündigen.

In der Vergangenheit hat Kabel

Deutschland immer wieder auf das

von ver.di ausgehandelte Rückkehr-

recht zur Telekom verwiesen und die

Rückkehr mit Teilabfindungen attrak-

tiv gemacht. Dieses Rückkehrrecht

gibt es aber nicht mehr, den Beschäf-

tigten im Kundenservice droht die Ar-

beitslosigkeit oder eine neuer Arbeits-

platz in einem Call-Center-Betrieb mit

wesentlich schlechteren Bedingungen.

In einem Gespräch zwischen ver.di

und Kabel Deutschland wurden erste

Gedanken ausgetauscht, wie durch

einen Restrukturierungstarifvertrag

für den Bereich Kundenservice eine

interne Lösung geschaffen werden

kann.

Doch Kabel Deutschland fordert er-

hebliche Einschnitte und begründet

diese mit Benchmarkingvergleichen

und Refinanzierungsbedarfen in der

Krise.

Der Arbeitgeber will eine Verlänge-

rung der Wochenarbeitszeit auf 42

Stunden, das Aussetzen von anste-

henden Tarifrunden und neue Vergü-

tungsstrukturen bei Neueinstellun-

gen. Einschnitte bei den jährlichen

Zahlungen (Weihnachts- und Urlaubs-

geld) sind kein Tabu. Aber durch die

Veränderung betrieblicher Regelun-

gen soll daneben die Produktivität er-

höht werden. Gegenüber den Be-

schäftigten wird behauptet, dass der

„unmittelbare Griff in die Tasche“

vermieden werden soll. Offenbar wird

aber darauf gesetzt, dass sich die Be-

schäftigten über längere Wochenar-

beitszeiten ihre eigenen Arbeitsplätze

wegrationalisieren.

ver.di-Bundesvorstandsmitglied Lothar

Schröder hat unmissverständlich er-

klärt: „Unsere gesamten Gespräche

bauen darauf auf, dass seitens der

Kabel Deutschland GmbH eine Be-

schäftigungsgarantie und eine Zu-

sage abgegeben wird, den KSC-

Bereich nicht auszugliedern und zu

verkaufen.“ Auf dieser Basis ist ver.di

bereit über einen Restrukturierungs-

tarifvertrag für den Bereich Kunden-

service zu verhandeln.

Joachim Pütz

Kabel Deutschland

Kundenservice ohne Kundencenter?
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Für die IT-Branche in Deutschland
hat am 4. Juni 2009 eine neue
Zeitrechnung begonnen. Nach ei-
nem eindeutigen Urabstimmungs-
ergebnis von ca. 92 Prozent legten
die Beschäftigten des IT-Dienstleis-
ters EDS zur Durchsetzung von Ta-
rifverträgen ihre Arbeit nieder.
Verantwortlich für diese Entwick-
lung ist der Arbeitgeber EDS, der
bis zuletzt die Aufnahme von Ta-
rifverhandlungen mit den Ge-
werkschaften ablehnte.

Die Motivation bei den EDS-Beschäf-

tigten ist hoch. Am ersten Streiktag

legten an 16 EDS-Standorten über

1.100 Beschäftigte die Arbeit nieder.

Auch eine „Streikbrecherprämie“ in

Höhe von 500 Euro, die die Ge-

schäftsleitung kurzfristig jedem

Streikbrecher versprochen hatte,

konnte daran nichts ändern – die

EDS-Büros blieben leer.

Größter Streikstandort war Rüssels-

heim. Dort sprach die hessische Lan-

desbezirksfachbereichsleiterin Bri-

gitte Reinelt vielen Kolleginnen und

Kollegen aus der Seele. „Wer nicht

hören will muss fühlen“, rief sie ins

Mikrofon. Und: „Dies ist erst der

Anfang, und wir haben einen lan-

gen Atem.“ Lothar Schröder, Bun-

desfachbereichsleiter TK/IT wandte

sich in einem Grußwort an die Be-

schäftigten bei EDS: „Jeden Tag set-

zen sich die Kolleginnen und Kolle-

gen mit großem Engagement für

ihren Job ein. Statt Stellenabbauan-

kündigungen, Nullrunden und an-

deren Kürzungen haben sie Wert-

schätzung für ihre Arbeit verdient.“

Auch am Standort Leuna wurde ge-

streikt. Enrico Zemke, IT-Betreuungs-

sekretär bei ver.di meldete an die

Streikleitung. „Die Stimmung hier ist

kämpferisch! Die Leute stehen hinter

den Forderungen.“

In Nordrhein-Westfalen gibt es

gleich mehrere EDS-Standorte, die in

den Ausstand gingen. Die Streikbe-

teiligung im bevölkerungsstärksten

Bundesland war hervorragend.

Die Beschäftigten in Ludwigsburg in

Baden-Württemberg verlagerten ihre

Streikversammlung in die Innenstadt

und marschierten schweigend durch

die Fußgängerzone, um auf ihre Si-

tuation aufmerksam zu machen.

Der Arbeitskampf
zeigte Wirkung

Bei den vorangegangenen Warn-

streiks hatte EDS versucht, stunden-

weise Ausfälle über das Ausweichen

auf Beschäftigte im Ausland zu kom-

pensieren. „Das wird bei den jetzt

deutlich längeren Streiks nicht mehr

möglich sein“, prognostizierte ver.di-

Sekretär Martin Hanz bei Beginn des

Streiks. Bis zur ersten Eskalation dau-

erte es dann auch nicht lange. Vertre-

ter von Standortleitungen suchten

Beschäftigte zu Hause auf, um sie in

Einzelgesprächen zur Streikaufgabe

zu bewegen. Funktioniert hat es nicht

– die Solidarität war größer!

Möglich wurde die EDS-Tarifbewe-

gung mit der Schlagkraft, die sie ent-

faltet, durch massenhafte Eintritte in

ver.di und auch die IG Metall. Die en-

gagierte Mitgliedergewinnung für

ver.di wurde auch unterstützt von

newcomer und IT-Projekt.

Thomas Müller/Bert Stach

Streik in der IT-Branche

EDSler streiken für Tarifvertrag

Hintergrund
ver.di und IG Metall wollen bei EDS Tarifverträge über Gehälter und
Arbeitsbedingungen durchsetzen. Zudem soll ein Tarifvertrag zur Be-
schäftigungssicherung erstritten werden. Dieser wurde notwendig, da
Hewlett-Packard nach der Übernahme von EDS im Oktober 2008 an-
gekündigt hatte, 1.400 Arbeitsplätze abzubauen. Bei EDS Operations
Services (OS) sollen trotz positiver Geschäftsentwicklung 839 Stellen
wegfallen – das entspricht fast jedem dritten Arbeitsplatz.

ver.di-Sekretär NRW, Martin Hanz (in der Mitte, daneben

GBR-Vorsitzende Sabine Bube): „Die Solidarität bei EDS

steht. EDSler verkaufen sich nicht für ein paar 100 Euro

Streikprämie.“

Streik bei EDS in Leuna.

Streikende in Stuttgart.

Kampf für den Erhalt der Standorte.
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